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Kommunale Entwicklungshilfe – Eine Aufgabe nordrhein-westfälischer Kommunen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Stadt Dortmund pflegt seit 2018 eine Projektpartnerschaft mit der Stadt Dura im Westjor-
danland und hat dabei nach eigener Auskunft „bereits zahlreiche Akzente im Bereich Müllent-
sorgung“ gesetzt.1 Im Rhein-Kreis Neuss reisen auch im Jahr 2026 wieder Mitarbeiter der 
Kreistagsfraktion nach Kolumbien, um dort im Rahmen eines entwicklungspolitischen Projekts 
bei der Installation von Solarkraft zu helfen – gefördert durch Programme von Bund und Land.2 
Diese Beispiele stehen stellvertretend für ein wachsendes Feld kommunaler Aktivitäten, das 
zunehmend kritisch diskutiert wird: Die kommunale Entwicklungshilfe.  
 
Obwohl Kommunen originär für Aufgaben der Daseinsvorsorge, lokalen Infrastruktur und Ver-
waltung zuständig sind, engagieren sich immer mehr nordrhein-westfälische Städte, Gemein-
den und Kreise in außen-, sicherheits- und entwicklungspolitisch konnotierten Partnerschaften 
mit dem Globalen Süden. 
 
Hauptakteur ist dabei die „Servicestelle Kommunen in der Einen Welt“ (SKEW)3, getragen von 
der bundeseigenen Engagement Global gGmbH und finanziert vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sowie einzelnen Bundesländern, darunter 
Nordrhein-Westfalen. Die SKEW hat über 200 Mitarbeiter und hat die Aufgabe Fördermittel an 
Kommunen zu vergeben – teils auch zur Schaffung dauerhafter Stellen. Inzwischen nutzen 
rund 1.000 Kommunen in Deutschland diese Angebote. Die zugrundeliegenden Projekte und 
Partnerschaften sind häufig nur punktuell wirksam, ihre Effekte selten robust evaluiert. In der 
Praxis bleiben viele Maßnahmen Pilotprojekte, Leuchttürme oder Sensibilisierungskampagnen 
ohne dauerhafte institutionelle Wirkung im Partnerland. 
 
Die Unterstützung von Entwicklungsländern ist grundsätzlich ein wichtiges Anliegen – doch 
das Instrument kommunaler Entwicklungshilfe erscheint dafür weder effizient noch zuständig-
keitsgerecht. 

 
1 Vgl. https://www.dortmund.de/themen/internationales/dortmund-international/internationale-projekt-
partnerschaften/dura-palaestina/ (letzter Zugriff: 23.07.2026). 
2 Vgl. https://www.rhein-kreis-neuss.de/de/verwaltung-politik/klima-nachhaltigkeit-und-internationa-
les/kommunalpartnerschaft/ (letzter Zugriff: 23.07.2026). 
3 https://skew.engagement-global.de/ (letzter Zugriff: 23.07.2026). 
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Angesichts der sich abzeichnenden kommunalen Finanzkrise stellt sich die Frage, ob kommu-
nale Entwicklungshilfe überhaupt eine Aufgabe der nordrhein-westfälischen Kommunen ist – 
oder ob hier durch Förderpolitik von Bund und Land eine Aufgabenverschiebung stattfindet, 
die das Subsidiaritätsprinzip verletzt. Eine Klärung der Rolle des Landes Nordrhein-Westfalen 
in diesem Politikfeld ist notwendig – sowohl in finanzieller als auch in politischer Hinsicht. 
 
 
Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien des 
Landes Nordrhein-Westfalen und Chef der Staatskanzlei hat die Kleine Anfrage 8464 mit 
Schreiben vom 19. August 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der  
Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung sowie dem Minister für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Die Landesregierung distanziert sich vom Begriff der „Kommunalen Entwicklungshilfe“, der in 
der Kleinen Anfrage 8464 benutzt wird.  
Vielmehr unterstützt die Landesregierung internationale kommunale Partnerschaften, die auf 
gemeinsamem Lernen, gegenseitigem Wissensaustausch, auf Stärkung der Handlungskom-
petenz aller Beteiligten und einer Zusammenarbeit auf Augenhöhe beruhen. 
 
 
1. Welche Projekte und Maßnahmen nordrhein-westfälischer Kommunen oder kom-

munaler Verbände im Rahmen entwicklungspolitischer Städte- oder Projektpart-
nerschaften hat das Land Nordrhein-Westfalen in der laufenden Wahlperiode bis-
lang finanziell gefördert?  

 
2. In welcher Höhe - bitte unter Angabe des jeweiligen Haushaltstitels – wurden in 

der laufenden Wahlperiode bislang jeweils jährlich Landesmittel für diese Art der 
Förderung verausgabt? 

 
3. Um jeweils welche Art von Fördermaßnahmen - insbesondere hinsichtlich konkre-

ter Ausgestaltung, Fördergeber, Anteil des Landes, Laufzeit, Gesamtvolumen, An-
trags- und Bewilligungsverfahren sowie zuständiger Bewilligungsbehörde - han-
delt es sich dabei? 

 
Die Fragen 1, 2 und 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
Es wird auf die Anlage 1 verwiesen. Das Land gewährt Zuwendungen, die im Rahmen einer 
Antragstellung den durchführenden Organisationen Engagement Global, der Auslandsgesell-
schaft NRW und der Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) zur Verfügung ge-
stellt werden. Von der SKEW durchgeführte Projekte profitieren von Synergien durch Bundes-
mittel. Der Anteil des Landes variiert je nach Kofinanzierung durch die Partner. Die Laufzeit 
der Projekte beträgt in der Regel 12 Monate.  
 
 
4. Nach welchen Kriterien und Verfahren entscheidet die Landesregierung über die 

landeseigene Förderung entwicklungspolitischer Projekte nordrhein-westfäli-
scher Kommunen und kommunaler Verbände? 

 
Die Landesregierung entscheidet auf Basis der in den entwicklungspolitischen Leitlinien for-
mulierten Schwerpunkte und bei erkennbarem Unterstützungsbedarf in besonderen Lagen. 
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Vorrangig werden Projekte mit den Partnerregionen des Landes Nordrhein-Westfalen geför-
dert. 
 
 
5. Hält die Landesregierung kommunale Entwicklungshilfe für eine sachlich ange-

messene Aufgabe von Städten, Gemeinden und Kreisen im Sinne der kommuna-
len Selbstverwaltung? 

 
Die Pflege internationaler Partnerschaften ist eine freiwillige Aufgabe der Kommunen. Städte 
und Gemeinden übernehmen damit globale Verantwortung, beispielsweise im Rahmen pra-
xisnaher lokaler Nachhaltigkeitsprojekte, der fairen Beschaffung oder beim Wissenstransfer. 
Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit fußt auf dem Prinzip der Subsidiarität. 
 
Vergleiche hierzu auch die von der Landesregierung am 14. Juli 2026 beschlossenen Leitlinien 
des Landes Nordrhein-Westfalen für entwicklungspolitische Aktivitäten und globale Koopera-
tion in der Einen Welt, Landtagsvorlage 18/5351, S. 4 und 11. 




